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Beiblatt· .ZUl' Pal'lamentskorrespondSnz 2O.November 1952 

Anfrage 

der Abg. Ferdinanda F los s man n, W e i!k h art, R e i a -
mann und Genossen 

an den J3undesminis.ter für Finanzen, 

betreffend En"bschädigungen an Besatzungsopfer • 

.... - ... 
Die sozialietisohen Abgeordneten haben wiederholt verlangt, dass 

die österreieh.is~he Regierung auch jenEm Besat!Zungsopforn oin.a Ent­
schädigung zahlc,d(mo~ gegenüber die zuständige Besatzungsmacht die 

Ausstellung einer Bestätigung über zugefügte Sohädigungen verweigert. 

Die Bundesregierung hatte hiefür schliosslich einen Betrag von 25 Mil­

lionen Schilling vorgesehen: .. Die russische Besatzullgsmacht hat jodooh 

die Auszahlung dieser Beträge a11 die östcrreichisohen Opfor cler :Bosat­

zung verboten und für den Fall dOl~ Nichtbeachtung des Verbotos mit 

Repressalien gedroht. 

Dia betroffenen Menschen sind nun teilweise in äusserster Not­

lage. Der ihnen zugefügto Schaden ist vo.n österreichischen Amtsstollen 

erhoben und gesohätzt. Eine Bezahlung durch das Finanzministürium er­

folgt unter Hinweis auf das Verbot der russischen Besatzungsmacht nicht. 

Es wäre für die betroffonen östorrcichischon Bbsatzungsopfer jo­

dochboroi ts eine fühlbare Erleichterung, wenn die Finanzbehörden sich 

zur Zahlung von Vorschüssen auf bereits der Höhe nach festgostelltQ 

Besatzungsschädon entschlitjsson könnten. 

Die gefertigten Äbgoordneten richten daher an den Horrn Bundes­

minister für Finanzen die nachstehende 

:l..n fra g e : 

Ist der Herr Bundesminister für Finanzonb orei t, die ihm unter­

stellten Finanzämter im Erlasswege anzuweisen, auf von österroichi­

schon Stellen bereits . festgestellte Schäden durch Besatzungsmächte 

und ihre Organe a conto f1.or künftigen Gutmachung einstweilige Vo~­

BchüSBO zu zahlen? 
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